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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zur Bebauungsplan- 

erweiterung „Sondergebiet ehemaliges Muni-Depot, Gewann 
Hoppental/Längenfeld“, Gemarkung Jungnau 
 
 
1. Grund für die Aufstellung 

 
Für eine Teilfläche des ehemaligen Muni-Depots der Bundeswehr besteht 
ein rechtskräftiger Bebauungsplan, der neben einer Sonderfläche (SO) für 
Brennholzaufbereitung eine Sonderfläche (SO) für die Lagerung von pyro-
technischen Artikeln in 6 ehemaligen Munitionsbunkern vorsieht.  
Die Firma FIREevent GmbH, die diese Lagerung seit Dezember 2005 
betreibt, hat die Erweiterung der Lagerfläche um nochmals 6 Munitions-
bunker nördlich angrenzend an die bereits genutzten Bunker beantragt.  
Mit der Erweiterung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die beantragte Erweiterung geschaffen werden. 
 
 
 

2. Geltendes Recht 
 
 
2.1 Flächennutzungsplan 

 
Bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes für den Verwaltungs-
verband Sigmaringen war eine Ausschlussnutzung des ehemaligen 
Depot-Geländes noch nicht bekannt, so dass die im Flächennutzungs-
planentwurf noch als Sondergebiet (SO „Bund“ ) festgesetzte Fläche 
aus dem Plan herausgenommen wurde. 
Eine vorzeitige Aufstellung der Bebauungsplanerweiterung gem. § 8 
Abs. 4 BauGB ist erforderlich, weil das Gelände einer Nutzung zuge-
führt werden soll. 
Die beabsichtigte Erweiterung des bestehenden Bebauungsplanes 
steht einer geordneten städtebaulichen Entwicklung des Gesamtge-
bietes nicht entgegen. 
Der Flächennutzungsplan muss bei der nächsten Fortschreibung 
entsprechend der vorgesehenen Nutzung geändert bzw. ergänzt 
werden. 
 
 

2.2 Bauleitplanverfahren 
 
Nachdem durch die geplante Erweiterung die Grundzüge der Planung 
nicht berührt werden und keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt werden muss, sowie Beeinträchtigungen der in § 1 Abs. 
6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (FFH- und Vogelschutz-
gebiete) nicht vorliegen, wird das Bauleitplanverfahren nach § 13 
BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt. 
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2.3 Umweltprüfung 
 
Von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und einem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB 
abgesehen.  
 
Die für den bereits bestehenden Bebauungsplan durchgeführte 
Umweltprüfung hat ergeben, dass nur sehr geringe Beein-
trächtigungen der einzelnen Schutzgüter vorliegen und erhebliche 
Umweltauswirkungen für keines der Schutzgebiete festzustellen ist. 
Dadurch liegen auch keine Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern vor. 
Durch die vorgesehene Erweiterung wird sich an dieser Feststellung 
nichts oder nur in sehr geringem Umfang etwas ändern. 
 
 

2.4 Immissionsschutzrecht 
 
Die geplante Nutzung „Lagerung von pyrotechnischen Artikeln“ bedarf 
einer immissionsschutzrechtlichen Änderungsgenehmigung nach 
BImSchG. 
 
 

2.5 Betroffene Schutzgebiete 
 
Das Erweiterungsgebiet liegt innerhalb des Naturparks „Oberes 
Donautal“ sowie im Grundwasserschutzbereich Nr. 1 „Sigmaringer 
Alb/Donautal nach dem Regionalplan Bodensee-Oberschwaben i.d.F. 
von 1996. 
 
Nach der Naturparkschutzverordnung vom 14.06.2005 müssen die 
Belange des Naturparks in der Bauleitplanung bewertet und abge-
wogen werden. Nach aktueller Einschätzung sind durch die geplante 
Erweiterung des Bebauungsplanes Belange des Naturparks nicht 
betroffen. Bei der Umweltprüfung zu dem bestehenden Bebauungs-
plan „Sondergebiet ehemaliges Muni-Depot, Gewann Hoppental/ 
Längenfeld“ wurde bereits festgestellt, dass keine erheblichen 
Auswirkungen auf sämtliche Schutzgüter zu verzeichnen ist.  
 
Beeinträchtigungen des Grundwassers können ausgeschlossen 
werden, da nach den Festsetzungen der Bebauungsplanerweiterung 
keine baulichen Veränderungen und Erweiterungen an den 
vorhandenen Erschließungs- und baulichen Anlagen vorgenommen 
werden dürfen. 
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3. Inhalt der Bebauungsplanerweiterung 
 
 
3.1 Art der baulichen Nutzung 

 
Entsprechend der vorgesehenen Nutzung ist das Erweiterungsgebiet 
als Sondergebiet (SO) für pyrotechnisches Lager nach § 11 BauNVO 
ausgewiesen. An der bestehenden Anlage dürfen äußerlich keinerlei 
Veränderungen vorgenommen werden (s. planungsrechtliche Fest-
setzungen Nr. 1.5). 
 
 
 

4. Verkehrserschließung 
 
Das Gelände ist durch die ehemalige Privatstraße des Bundes verkehrlich 
erschlossen. 
Weil diese Zufahrt im nördlichen und mittleren Teil vollständig auf Grund-
stücken der Gemeinde Bingen und im südlichen Bereich auf Grundstücken 
des Fürsten von Hohenzollern verläuft, wurde das Zufahrtsrecht von den 
jeweiligen Eigentümern dinglich gesichert. 
 
 
 

5. Ver- und Entsorgung  
 
Die abwassersatzungsgemäße Entsorgung des Abwassers über eine 
geschlossene Grube ist gesichert.  
Ein Anschluss an die Trinkwasser-, Strom- und Telekommunikations-
versorgung besteht nicht und ist auch nicht geplant.  
Gewerbliches Abwasser fällt durch die geplante Nutzung nicht an. 
 
 
 

6. Altlasten 
 
Die Erweiterungsfläche wurde ursprünglich militärisch genutzt und ist daher 
generell als altlastenverdächtig eingestuft. Erkenntnisse über evtl. Altlasten 
liegen weder dem Landratsamt Sigmaringen noch bei der Stadt vor. 
Auch in der flächendeckenden Altlastenerkundung im Landkreis Sigma-
ringen ist darüber nichts vermerkt. Im Textteil der Bebauungsplanerwei-
terung ist ein entsprechender Hinweis dazu vorhanden.  
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II. Textliche Festsetzungen zur Bebauungsplanerweiterung 
„Sondergebiet ehemaliges Muni-Depot, Gewann Hoppental/ 
Längenfeld“, Gemarkung Jungnau 
 
 
1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

 
1.1 Art der baulichen Nutzung siehe Einzeichnung bzw. Einschrieb im 

Plan (§ 11 BauNVO). 
 

1.2 Bei Neuanpflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind nur einheimi-
sche und standortgerechte Pflanzen zu verwenden (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB). 
 

1.3 Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umganges mit dem 
Boden sind zu beachten (§ 4 BodSchG, §§ 1 und 2 BauGB, §§ 1 und 
2 BNatSchG). 
 

1.4 Die Versickerung des Niederschlagwassers muss breitflächig in das 
vorhandene Gelände und teilweise über die bestehenden Ent- 
wässerungsmulden in die ebenfalls bestehenden Versickerungs-
flächen erfolgen.  
 

1.5 Die vorhandenen Anlagen wie Zufahrten, Vorplätze, ehemalige 
Munitionsbunker, Entwässerungseinrichtungen sowie sämtliche 
Nebenflächen dürfen nicht verändert werden.  
 
 

III. Hinweise 
 
1. Die Erweiterungsfläche wurde ursprünglich militärisch genutzt und wird 

daher als altlastenverdächtig eingestuft. 
Erkenntnisse über evtl. Altlasten liegen weder dem Landratsamt Sigma-
ringen noch der Stadt Sigmaringen vor. Auch in der flächendeckenden 
Altlastenerkundung im Landkreis Sigmaringen (HISTE) sind in diesem 
Bereich keine Altlasten verzeichnet. 
Wird bei Baumaßnahmen auf Müllablagerungen gestoßen oder werden 
Verunreinigungen der vorhandenen Bauten bzw. des Bodens (z.B. un-
natürlicher Geruch, Verfärbungen) festgestellt, muss umgehend das 
Landratsamt Sigmaringen – Fachbereich Umwelt – verständigt werden. 
 

2. Sollten bei Grabungsarbeiten archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, 
Gruben, Brandschächte o.ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden 
(z.B. Scherben, Metallteile, Knochen), ist gem. § 20 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) unverzüglich das Regierungspräsidium Tübingen –
Denkmalpflege- zu benachrichtigen. 


